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Der Friede ist der Ernstfall

Zu Hunderttausenden stehen wir hier, in strikter 
Gewaltfreiheit, um über sonst Trennendes hinweg 
zu bekunden: Wir brauchen in Deutschland – und 
in »Europa, solange es steht« – nicht mehr Mittel der 
Massenvernichtung, wir brauchen weniger. 

Deshalb sagen wir Nein zu immer neuen Atom-
raketen. Ja sagen wir zu der Forderung, daß der Frieden 
organisiert werde. 

Hier steht nicht die Fünfte Kolonne, zu der uns ein 
Volksverhetzer hat machen wollen.2 Wir stehen hier 
für die Mehrheit unseres Volkes. Über 70 Prozent der 
Menschen in der Bundesrepublik – und das ist gut so – 
halten nichts davon, daß Deutschland noch immer 
mehr vollgepackt wird mit atomarem Teufelszeug. Man 
weiß, ich stehe in der Tradition der Arbeiterbewegung, 
der Sozialdemokratie, die seit Generationen die Sache 
des Friedens auf ihre Fahnen geschrieben hat. Und die 
nie Krieg und Diktatur gebracht hat über unser Volk. 
Ich spreche hier zugleich als einer, der bemüht war, 
Spannungen abzubauen und unser Verhältnis auch 
zu den östlichen Nachbarn auf eine neue Grundlage 
zu stellen – gegen haßerfüllten Widerstand im eige-
nen Land. Ich möchte für diejenigen mitsprechen, die 
sagen: Es hat uns bitter enttäuscht, daß in Genf kein 
politischer Wille zur Einigung deutlich wurde.3 

So fühlen sich viele, die guten Glaubens waren, 
heute an der Nase herumgeführt. Moskau, gewiß 
keine Hochburg des Pazifismus, hat bei den Rake-
ten weit überzogen. Das hat die sowjetische Führung 
inzwischen selbst zugegeben. Sie hat sich öffentlich 
bereit erklärt, bei den Mittelstrecken-Raketen auf einen 
Stand beträchtlich vor dem Brüsseler Doppelbeschluß 
zurückzugehen. Und die Verschrottungen an Ort und 
Stelle überwachen zu lassen. Warum, so frage ich, hat 
man in Genf die Sowjets nicht beim Wort genommen? 
Warum macht man ihr öffentliches Angebot nicht zum 
Ausgangspunkt eines Abkommens, das wirklich weni-
ger Zerstörungsmaschinen für Europa bedeuten würde! 
Aber mächtige Leute haben sich in ihren Dickkopf 
gesetzt, das Aufstellen von Pershing II sei wichtiger 
als das Wegbringen von SS 20: Man müsse es denen im 
Osten – vielleicht auch den Deutschen? – erst mal 
zeigen. Dann könne man weitersehen, dann werde 
alles leichter gehen. Dazu können wir nicht Ja, dazu 
müssen wir Nein sagen. 

Nichts wird durch die Stationierung leichter werden. 
Stattdessen wird die Rüstungsspirale weiter und 
weiter gedreht. Europa wird darunter leiden. Die Deut-
schen auf beiden Seiten werden sich in neue Etappen 
des Rüstungswettlaufs hineingehetzt sehen. Dagegen 
müssen wir angehen, diesseits und jenseits der inner-
deutschen Grenze. Die neuen Waffen mit den ganz 
kurzen Vorwarnzeiten führen zusätzliche Gefahren 
mit sich. Und wir dürfen nicht zu Gefangenen der 
Erwartung werden, daß es keinen Fehler gibt, bei Men-
schen und Computern. Der mir gewiß vertraute Satz, 
von deutschem Boden dürfe nie mehr Krieg ausgehen, 
droht zur inhaltsleeren Phrase zu verkommen. Wer 
will, daß dieser gute Satz gilt, der darf sich nicht damit 
abfinden, daß beide deutschen Staaten gegen jedes 
vernünftige Interesse zu Abschußrampen für neue 
Atomraketen der Weltmächte gemacht werden. 

Nicht nur der unmittelbaren Gefährdung wegen 
ist es Zeit zur Umkehr. Auch die unanständige Ver-
schwendung von Mitteln kann nicht ungestraft fort-
gesetzt werden. Die Kirchen haben geholfen, uns diese 
neue Qualität der Herausforderung bewußt zu machen. 
In dieser Minute sterben anderswo 30 Kinder an Hunger 
und heilbarer Krankheit. Und in dieser selben Minute 
werden weltweit 3 ½ Millionen Mark für Rüstungen 
ausgegeben. Das ist gegen alle Menschlichkeit. So wird 
zudem die Weltwirtschaft ruiniert. Dazu kann man 
nicht schweigen, dazu muß man Nein sagen. Ein sehr 
nachhaltiges Ja jedoch zu dem, was zusammengehört: 
Frieden und Arbeit, Arbeit und Frieden. 

In Amerika, dem wir viel Gutes zu danken haben, 
ringen die Menschen, nicht anders als hier bei uns, um 
Wege zum Frieden. Wir stehen an der Seite jener Zwei-
drittelmehrheit, die im Kongreß der USA für FREEZE4 
eingetreten ist, für einen Stopp des Rüstungswahnsinns. 
Und zugleich gegen eine erneute reaktionäre Wende in 
Zentralamerika.5 Schon deshalb ist Antiamerikanismus 
Quatsch. Aber kein verantwortlicher Deutscher darf 
seine spezifische Verantwortung in der Garderobe des 
Weißen Hauses ablegen. Mit meinen Freunden möchte 
ich, daß die Blöcke überwunden werden. Da es sie gibt, 
gehören wir ins westliche Bündnis. Aber es ist wich-
tig, daß unsere Interessen darin nachhaltig vertreten 
werden. Europäische Verantwortung für die Sicherheit 
der Europäer muß größer geschrieben werden. 

Es wäre nicht in Ordnung, wollten wir den 
unumgänglichen Streit um den Inhalt der Sicherheits-
politik auf dem Rücken unserer Soldaten austragen. 
Die Bundeswehr, als Armee im demokratischen Staat, 
hat den Auftrag, den Frieden sichern zu helfen. Ihre 
Angehörigen haben, wie wir anderen, ein vitales Inte-
resse daran, daß nicht der Vernichtung preisgegeben 
wird, was wir gemeinsam sichern wollen. Ich meine, 



wir lassen uns weder einschüchtern noch erpressen. 
Aber die Angst der Menschen läßt sich nicht weg-
kommandieren, sie läßt sich auch nicht mit Raketen 
besiegen. Hoffnungen der vielen einzelnen lassen sich 
jedoch bündeln. Für unsere Freiheit und Unabhängig-
keit können wir etwas tun. Wir sollten wissen, wie in 
der parlamentarischen Demokratie entschieden wird. 
Andere sollten wissen, daß man im Interesse des Frie-
dens nicht spalten darf, sondern zusammenführen 
muß: mehr Sicherheit gewinnt man nicht gegen die 
Überzeugung der Bürger. Und nicht mit jenen Spie-
ßern, die über »die Straße« lamentieren. 

Nicht nur den Freunden und Partnern in West und 
Ost, auch der Regierung des eigenen Landes rufen wir 
zu: Fürchtet Euch nicht vor dem Friedenswillen der 
Deutschen! Nutzt ihn, zum Nutzen aller! 

Laßt uns miteinander fordern: Erstens: nicht sta-
tionieren, sondern ernsthaft verhandeln. Zweitens: 
Die Supermächte sollen ein Abkommen schließen, 
durch das die Atomwaffen erst eingefroren und dann 
abgebaut werden. Drittens: Mittel umlenken und 
freimachen für den weltweiten Kampf gegen Armut, 
Hunger, Unterdrückung. Dies sind die Aufgaben, über 
den Tag hinaus. In dieser Zeit wird entschieden, ob 
unsere Kinder eine Zukunft haben. Deshalb rufen wir 
alle Menschen guten Willens: Stellt Euch dem Selbst-
betrug des Wettrüstens in den Weg, haltet das Tor offen 
für das Leben! Noch nie war das Wort Gustav Heine-
manns so brennend aktuell: Der Friede ist der Ernst-
fall.6

	 Anmerkungen
1	� Zur Friedenskundgebung im Bonner Hofgarten hatte eine Vielzahl 

von Organisationen, darunter auch die SPD, sowie von Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens aufgerufen. 

2	� Gemeint ist der CDU-Generalsekretär, Heiner Geißler.
3	� Die Verhandlungen zwischen den USA und der UdSSR in Genf 

über eine „Null-Lösung“ bei den nuklearen Mittelstreckenwaffen 
waren gescheitert. Die NATO hatte deshalb mit der Stationierung 
von Marschflugkörpern in Großbritannien begonnen, während 
die UdSSR die Stationierung von SS-20-Mittelstreckenraketen 
fortsetzte. Vgl. Berliner Ausgabe, Bd. 10.

4	� Die Kongressmehrheit hatte sich für ein Einfrieren der atomaren 
Rüstung und somit gegen eine weitere atomare Aufrüstung in Ost 
und West eingesetzt.

5�	 Die sandinistische Regierung Nicaraguas kämpfte seit 1981 gegen 
von den USA unterstützte konterrevolutionäre Freischärler. In El 
Salvador wurde zwischen 1981 und 1982 der Kriegszustand ver-
hängt. Die Militärjunta verschärfte mit Hilfe rechtsextremistischer, 
paramilitärischer Gruppen den Kampf gegen die Linke. 1982 wurde 
Honduras mit massiver US-Unterstützung ein Aufmarschgebiet der 
Gegner der Sandinisten in Nicaragua.

6	� Das Wort Heinemanns fiel bei seiner Rede zur Übernahme des 
Amtes des Bundespräsidenten. Vgl. Heinemann, Gustav: Ernstfall 
Frieden, in: Gramm, Reinhard/ Blaschke, Peter H. (Hrsg.): Ernst-
fall Frieden. Christsein in der Bundeswehr, Stuttgart- Berlin 1980, 
S. 77 f.

Quelle:
https://www.willy-brandt-biografie.de/wp-content/
uploads/2019/09/WB_BerlinerAusgabe_05.pdf#paeg=406







Quelle: EuW 12/85, s. 9 (Erziehung und Wissenschaft, Zeitung der GEW Bund)





Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heute führen wir 
erneut eine große Debatte über die Grundsatzfrage, 
wie in unserem Land, wie in Westeuropa Frieden und 
Freiheit gesichert werden können. Wer vom Frieden 
spricht, muß sich am Maßstab der Freiheit messen 
lassen. […]

Unsere Allianz, die NATO, ist defensiv. […] 
Sie hat das in 30 Jahren ihrer Existenz bewiesen. 

Das Atlantische Bündnis hat noch in seiner Bonner 
Erklärung am 10. Juni 1982 erneut bekräftigt: »Keine 
unserer Waffen wird jemals eingesetzt werden – es sei 
denn, als Antwort auf einen Angriff.« […]

Unser eigenes Bekenntnis zum Gewaltverzicht 
wird erweitert durch die ethische Pflicht, andere davon 
abzuhalten, uns anzugreifen.

Das elementare Ziel der Atlantischen Allianz war 
und ist es, Krieg zu verhindern, damit Frieden und 
Freiheit gesichert bleiben. Die sicherste und bisher 
einzige Garantie dafür ist die Abschreckung auch mit 
Nuklearwaffen. […]

Im November 1981 schlug Präsident Reagan 
vor, daß beide Seiten auf die gesamte Kategorie von 
landgestützten Mittelstreckenraketen größerer Reich-
weite und ihre Abschußvorrichtungen verzichten. Sein 
Vorschlag ging von der ehrlichen Überzeugung aus, 
daß mit dieser beiderseitigen Null-Lösung unseren 
Sicherheitsinteressen ebenso wie denen der Sowjet-
union am besten gedient sei. Ich bedauere nach wie 
vor, daß sich die Sowjetunion bis heute weigert, diesen 
wegweisenden Vorschlag anzunehmen. […]

Unsere Sicherheit, der Schutz unserer Freiheit 
gebieten nunmehr, daß wir mit der Stationierung 
neuer amerikanischer Mittelstreckenraketen begin-
nen. [...]

Jenseits der Freiheit gibt es keinen Frieden, der 
diesen Namen verdient. Freiheitssicherung ist immer 
auch Friedenspolitik. […]

Allein die Standfestigkeit der freien Völker kann 
totalitären Staaten ihre Grenzen zeigen. […]

Nur wenn wir jetzt das Gleichgewicht wiederher-
stellen und damit zugleich unser Bekenntnis zum 
Bündnis bekräftigen, sichern wir für unser Land den 
Frieden in Freiheit und damit die Zukunft unseres 
Vaterlandes.

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/
CSU und der FDP – Die Abgeordne ten der CDU/CSU 

erheben sich – Zurufe und Pfiffe von den Grünen)

Bahr (SPD): Wenn gesagt wird: Ein Nein zur 
Nachrüstung schafft keine einzige SS 20 weg, so ist 
das richtig. Aber ein Ja zur Nachrüstung schafft auch 
keine einzige SS 20 weg. Im Gegenteil: Ein Ja zur 
Nachrüstung gestattet Moskau, weitere SS 20 zu pro-
duzieren und aufzustellen – und neue Raketen, SS 22, 
noch dazu. Das kann doch nicht im Interesse des Wes-
tens liegen! […]

Es war erschreckend, Herr Bundeskanzler, in wel-
cher Weise Sie Vorschläge übernehmen, von denen 
jeder Fachmann weiß, daß sie unseriös sind. Sie haben 
von dem Vorschlag gesprochen, daß Washington und 
Moskau auf alle landgestützten Systeme verzichten 
sollen. Aber wissen Sie denn nicht, daß die USA zwei 
Drittel ihrer strategischen Systeme seegestützt hat und 
daß die Sowjetunion zwei Drittel ihrer strategischen 
Systeme landgestützt hat? […]

Das ist doch die Ursache für die bleibende sichere 
strategische Überlegenheit der Vereinigten Staaten. 
Wer diesen Vorschlag ernstlich will, will Überlegen-
heit, und das ist hoffnungslos. […]

Ich werfe der Sowjetunion vor, daß sie nicht mit 
einseitigen Reduktionen ihrer Überrüstung begonnen 
hat, aber ich erhebe größere Vorwürfe an die eigene 
Seite, weil mich das Fehlen der eigenen Klugheit mehr 
schmerzt. […]

Der Bundeskanzler hat heute früh gesagt: Nur ein 
Volk, das in Frieden und Freiheit lebt, kann auch wirk-
lich einen Beitrag für den Frieden in der Welt leisten. – 
Bitte, Herr Bundeskanzler, denken Sie darüber nach, 
was Sie damit den Menschen in der DDR und in Polen 
und in der Sowjetunion sagen. Sie haben gesagt: Jen-
seits der Freiheit ist kein Friede, der diesen Namen 
verdient. – Unsere Freiheit hier ist uns kostbar. Daß 
andere diese Freiheit nicht haben, schließt sie vom 
Frieden nicht aus.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN –  
Zuruf von der CDU/CSU:  

Wer hat denn das behauptet, Herr Bahr?)

Darüber, ob es für die NATO gut oder schlecht ist, wenn 
wir zur Stationierung nein sagen, kann man streiten. 
Darüber, ob alles getan worden ist oder nicht, kann 
man streiten. Zuletzt entscheidet für mich die Frage, 
ob wir mit dieser Entscheidung mehr oder weniger 
Sicherheit bekommen. Deshalb sage ich aus voller 
Überzeugung nein zur Stationierung.

(Lebhafter Beifall bei der SPD –  
Beifall bei den GRÜNEN)
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Deutscher Bundestag 
Stenographischer Bericht, 35. Sitzung 
Bonn, Montag, den 21. November 1983

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Frau Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Wir werden diese für unser Land, für den Frieden und 
die Sicherheit in Europa so wichtige Debatte bestehen, 
wenn das Signal dieser Debatte die Bekundung des Wil-
lens unseres Volkes zum Frieden ist, […}

Wenn wir von Abschreckung sprechen, so müssen 
wir die Frage stellen: Von was abschrecken? – 
Abschrecken vom Kriege, meine Damen und Herren; 
den Krieg in Europa nicht mehr führbar machen; 
den Krieg verhindern. Diese Strategie ist Kriegsver-
hinderungsstrategie. Deshalb sagen wir ja dazu. […] 

Und da wissen wir, daß die Strategie der 
Abschreckung nicht die letzte Antwort auf die Frage 
nach dauerhaftem Frieden in ganz Europa sein kann. 
Aber sie wird es so lange bleiben müssen, solange 
wir nicht politische Rahmenbedingungen geschaffen 
haben, in denen der Nichtkrieg durch Abschreckung 
abgelöst werden kann durch eine Friedensordnung, 
die auf Vertrauen gegründet ist. Das ist die Aufgabe 
unserer Friedenspolitik. Das ist eine Aufgabe, die wir 
nicht nur bei den Verhandlungen über Mittelstrecken-
raketen erfüllen müssen – wie es überhaupt gefährlich 
ist, die Frage der Friedenssicherung, des West-Ost-Ver-
hältnisses auf diese eine Frage zu reduzieren. 

Das ist eine Aufgabe, die wir zu erfüllen haben bei 
den Genfer Abrüstungsverhandlungen und im UNO-
Abrüstungsausschuß, bei den Verhandlungen über 
Truppenreduzierung in Mitteleuropa. Es ist eine Auf-
gabe, die wir bei der im Januar des kommenden Jahres 
beginnenden europäischen Abrüstungskonferenz zu 
erfüllen haben, wo es vor allem darum geht, in der 
ersten Phase Vertrauen zu bilden, Vertrauen in ganz 
Europa, vom Atlantik bis zum Ural, und, von 
Vertrauens bildung beginnend, auch auf ein konven
tionelles Gleichgewicht in ganz Europa hinzuarbeiten.

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Wie wollen Sie das 
denn machen, wenn Sie jetzt durch die Stationierung 

alles Porzellan zerschlagen?)

Und konventionelles Gleichgewicht in ganz Europa 
wollen wir durch Abrüstung erreichen. Das heißt, daß 
die Sowjetunion bereit sein muß, auch hier ihre kon-
ventionelle Überlegenheit abzubauen. […]

Wir werden durch Zusammenarbeit, Zusammen-
arbeit in allen Bereichen, Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion und ihren Verbündeten, Zusammen-
arbeit mit der DDR, durch die Mitwirkung in den inter-
nationalen Konferenzen alles tun, [...] damit die politi-
schen Rahmenbedingungen geschaffen werden, die wir 
brauchen, damit in Europa eine Ordnung geschaffen 
werden kann, die den Begriff Friedensordnung verträgt, 
die den Begriff Friedensordnung verdient. […]

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag 
Stenographischer Bericht, 36. Sitzung 

Bonn, Dienstag, den 22. November 1983

Frau Kelly (Grüne): Das perverse Konzept der 
sogenannten atomaren Abschreckung basiert ja auf 
der erklärten Absicht der jeweiligen Regierung, die vor-
handenen atomaren Massenvernichtungswaffen im 
Ernstfall tatsächlich einzusetzen. Das ist Abschreckung. 
[…]

Diese Bereitschaft ist unmoralisch. Doch Atom-
waffen, so versichern Bundeswehrgeneräle, sind für 
uns keine Kriegführungswaffen. Die Amerikaner sehen 
das anders. In der Dienstvorschrift des US-Heeres FM 
100/5 – ich bitte Sie, das zu lesen – ist der frühzeitige 
und zahlreiche Einsatz von nuklearen Gefechtsfeld-
waffen vorgesehen. […]

Ich zitiere nur einen Satz aus diesem Dokument: 
„Die Kampfweise der Truppe ist bedingungslos auf 
Angriff ausgerichtet.« Die bisherige Vorneverteidigung 
im Sinne eines möglichst grenznah beginnenden 
Abwehrkampfes wird ersetzt durch eine Vorwärts-
strategie, die es erforderlich macht, den Krieg mit Hilfe 
großräumiger Bewegungen so schnell wie möglich in 
den sowjetischen Herrschaftsbereich hineinzutragen.

Warum wird darüber hier nicht gesprochen? Es 
sind die Zusammenhänge in dieser offensiven Kriegs-
strategie der USA, über die wir reden möchten, nicht 
nur über das Waffensystem Pershing II und die Cruise 
Missiles. […] 

Wenn wir, die GRÜNEN, den Ausstieg aus der 
Blocklogik den Ausstieg aus dem Abschreckungs-
denken und den Ausstieg aus bilateralen 
Rüstungsabkommen fordern, so wird dies als irreal 
und irrational beschrieben. Doch wie irrational und 
unrealistisch ist Ihr Weg des Nach- und Nach- und 
Vor- und Nach- und Vorrüstens in einer Welt, die sich 
14- bis 16mal selbst umbringen kann, in einem Gleich-
gewichtsdenken, das völlig sinnlos geworden ist, weil 
die Regierenden bei jeder Abrüstungsgelegenheit ganz 
woanders ein Feld der Verwundbarkeit finden und 
dann dort wieder nach- und vorrüsten. […]

Die Supermacht USA, see- und luftgestützt, redet 
ständig von der Überlegenheit der anderen. Aber 
sie hat 1 500 Militärstützpunkte um die ganze Welt 
errichtet. […]

Es muß deutlich gemacht werden, daß fast immer 
es die Amerikaner waren, die in der Entwicklung 
von Nuklearwaffen die Führung übernommen hatten. 
[…]

Frau Kelly (GRÜNE): Ich komme zum Schluß. Wenn 
wir mit unserem gewaltfreien Widerstand und mit 
unserem zivilen Ungehorsam Gesetzesregelungen und 
Gesetze überschreiten, dann ist es deswegen, weil wir 
mit einem höheren Gesetz, dem Gesetz des Gewissens, 
rechnen und weil wir auch wissen, daß eine Macht des 
Staates nicht absolut ist. […]

(Beifall bei den GRÜNEN)



Dr. Manfred Wörner (CDU) war 1982–1988 unter dem Bundeskanzler Helmur Kohl Bundes-
minister der Verteidigung. Von 1988 bis 1994 war er NATO-Generalsekretär.



Quelle: Fritz Teppich (Hrsg.), Flugblätter und Dokumente der Westberliner Friedensbewegung, 
1980–1985, Verlag Das europäische Buch Westberlin 1985, S. 168







Vor der Kaseme: Das andere Amerika – Delegation 
der US-Friedensbewegung unterstützte Blockade

»Daß Ihr hier sitzt, macht mir Mut, wieder nach 
Deutschland zu kommen« Dr. Paul Mayer ist Vorstands-
mitglied von Mobilization for Survival und Sprecher 
der Religious Task Force, einer kirchlichen Friedens-
organisation in den USA, die das Dach vieler für den 
Frieden engagierter Kirchen bildet, von den Buddhis-
ten über die Protestanten bis hin zu den Juden. Dieser 
zum christlichen Glauben konvertierte Jude spricht in 
leicht gebrochener Deutsch zu uns, in der Sprache, mit 
der er als Kind jüdischer Eltern im Deutschen Reich 
aufwuchs, in der Sprache, die er kaum mehr brauchte, 
nachdem seine Verwandten im Konzentrationslager 
umgebracht wurden, seinen Eltern mit ihm die Flucht 
in die neue Heimat USA gelang. […]

Paul läßt sich durch die grüne Mauer die Flüster-
tüte reichen und geht ganz nahe an die Gruppe ran: 
»Zu wissen, daß Ihr hier sitzt«, sagt er, das hat mir den 
Mut und die Kraft gegeben, überhaupt wieder in dieses 
Deutschland zurückzukehren.« Er berichtet ihnen von 
den Plänen der amerikanischen Friedensbewegung: 
»In einer Woche werden wir in den USA so wie Ihr hier 
zu Tausenden vor Kasernen, Raketenlagern und -fabri-
ken sitzen und protestieren gegen den Rüstungswahn-
sinn – und uns auch von der Polizei wegtragen und 
inhaftieren lassen.«
Ausschnitt aus: Monika Oels, »Vor der Kaserne: Das andere Ame-
rika«. In: Dokumentation Gewaltfreie Aktion an den US-Andrews 
Barracks in West-Berlin, 1984, S. 31

McNamaras Warnung

Der frühere US-Verteidigungsminister McNamara hat 
die westdeutsche Bevölkerung davor vorgewarnt, der 
gegenwärtigen nuklearen NATO-Strategie zu folgen. In 
einer britischen Fernsehsendung betonte er Anfang 
Oktober, die Westdeutschen müßten sich darüber klar 
werden, daß »ihr Kulturkreis völlig verwüstet würde, 
falls sie sich weiterhin an die NATO-Strategie halten«.
McNamara hält überdies die »Nachrüstung aus militä-
rischen Gründen für überflüssig. 
Mitte Oktober sagte er dann in einem »Spiegel«-Inter-
view: »Bei den Atomwaffen, die das Territorium der 
jeweils anderen Seite – Westeuropa und die USA, die 
Sowjetunion – erreichen können, hat die Sowjetunion 
keine Überlegenheit. Deshalb sehe ich keine militäri-
sche Notwendigkeit für die Pershings und Criuses… 
Warum also zusätzliche Waffen? Um die ›Trümmer 
tanzen‹ zu lassen, wie Churchill sagte?«
FRIZ, November 1983, Nr. 1

Wir fühlen uns mit den 71 % der amerikanischen 
Bevölkerung verbunden, die für einen Stop des Wett-
rüstens eintreten und sich gegen die Stationierung 
neuer Raketen ausgesprochen haben.

Vertreter der amerikanischen Friedensbewegung 
besuchten uns kürzlich in Berlin. Bei einem Treffen 
im »Haus der Kirche« forderten sie uns auf, gerade in 
Berlin deutlich zu machen, daß wir diesen atomaren
»Schutz«-Schild für Europa nicht wollen, genauso 
wenig wie sie selber. Um ihrer Forderung Nachdruck 
verleihen zu können, müssen sie in den USA darauf 
verweisen können, daß immer mehr Menschen in 
Europa die neuen Raketen ablehnen.
Monika Oels, Maria Winz-von Fransecky
für die AG Öffentlichkeitsarbeit des
Vorbereitungsplenums
Ausschnitt aus: »Sind unsere gewaltfreien Aktionen an den 
Andrews-Barracks antiamerikanisch?« In: Gewaltfreie Aktion am 
15. 10. 1983 an den Andrews-Barracks, Aufruf

Friedensbewegung in den USA

Verschiedene große Friedensorganisationen in den 
USA, wie der Versöhnungsbund, die Kriegsdienstver-
weigerer, die Quäker u.a., haben schon im Juni 987 
beschlossen, eine Kampagne »Abrüstung 2000« zu 
starten, die das Ziel einer Beseitigung aller Atomwaffen 
bis zum Jahr 2000 hat, und sie soll den Gedanken der 
»gemeinsamen Sicherheit- als Alternative zum Gleich-
gewichtsdenken und zur Abschreckungslogik in die 
Öffentlichkeit tragen. […]

Das Gorbatschowsche »neue Denken – hat so 
scheint es – auch die Friedensbewegung in den Ver-
einigten Staaten erfaßt. […]

Die Bescheidenheit ist vorbei. Nicht ein atomares 
Gleichgewicht oder die Begrenzung von Atomwaffen – 
wie es etwa die Forderung nach einem »Freez«* (Ein-
frieren) war –, sondern ihre vollständige Beseitigung 
steht auf der Tagesordnung.
Jens Katzek
Deutsche Friedensgesellschaft
Vereinigle Kriegsdienstgegner (DFG-VK)
FRIZ, Dezember 1987, Nr. 7

* Vgl. Willy Brandt, Rede im Bonner Hofgarten 22. 10. 1983: »Wir 
stehen an der Seite jener Zweidrittelmehrheit, die im Kongress der 
USA für FREEZE eingetreten ist, für einen Stopp des Rüstungswahn-
sinns.«



Naturwissenschaftler/innen und Rüstungsforschung

Die folgenden Texte bieten ein vertieftes Verständnis 
der Situation von Naturwissenschaftlern angesichts 
einer zunehmenden Militarisierung von Forschung 
und Entwicklung in ihren Arbeitsgebieten. Diese 
begann bereits im 1. Weltkrieg (Entwicklung von Gift-
gas durch Fritz Haber) und setzte sich, als vorderste 
Front der Forschung, im 2. Weltkrieg fort (›Manhattan 
Project‹ in den USA und ›Uranverein‹ in Deutschland 
zur Entwicklung einer Atombombe). Seitdem sind die 
Ausgaben für Rüstungsforschung stetig gewachsen, 
sodass inzwischen gut die Hälfte aller Arbeitsplätze 
insbesondere für Physiker die Arbeit an immer ›intel-
ligenteren‹ Waffensystemen betrifft.

Die gemeinsame Basis der Naturwissenschaftler/
innen in Bezug auf das Wesen ihrer Arbeit ist das 
Wertfreiheitspostulat, d.h. die Überzeugung von 
der Objektivität und Wertfreiheit der Wissenschaft, 
unabhängig von deren gesellschaftlichen Folgen. 
Dies hat vielfach zur Folge, dass sich Wissenschaftler/
innen von der politischen Verantwortung für ihre Tätig-
keit befreien. Diese Selbstentlastung ist insbesondere 
auf dem Gebiet der Rüstungsforschung verbreitet. 
 Organisationen wie die Naturwissenschaftlerinitiative 
»Verantwortung für den Frieden« bildenden Gegenpol 
dazu.

Humane Intelligenz versus nukleare Intelligenz
Die besten Atomphysiker der Welt haben uns fast ein-
hellig nach Hiroshima geführt. Aber danach spalte-
ten sie sich in drei Gruppen: Die ›Stoppt-die-Bombe-
Gruppe‹ […] sagt mit zunehmender Deutlichkeit, daß 
ein Wettrüsten mit Kernwaffen notwendig zu einer 
Katastrophe führen wird und deshalb gestoppt werden 
muß. Jeder Leser des »Bulletin« kennt diese Argumente.

Die ›Gruppe des Wettrüstens‹ arbeitet in die ent-
gegengesetzte Richtung. Für sie ist die Entwicklung von 
immer mehr nuklearen Zerstörungswaffen notwendig 
für die Verteidigung und um zu verhindern, daß wir 
bei dem Rennen ins Nichts ins Hintertreffen geraten. 
Darüber hinaus versorgt sie diese Entwicklung mit fas-
zinierenden und herausfordernden wissenschaftlichen 
Problemen. Da fast unbegrenzte Mittel für militärische 
Zwecke zur Verfügung stehen, haben sie die einzig-
artige Möglichkeit, immer kompliziertere Theorien und 
immer fortgeschrittenere Technologien zu entwickeln. 
Die Tatsache, daß ihre Tätigkeit notwendig zur Tötung 
und zum Leiden von Millionen oder Milliarden Men-
schen führt, hindert sie nicht daran.
Die dritte Gruppe ist die schweigende Mehrheit der Phy-
siker in allen Ländern der Erde. Wofür stehen sie ein? 
Sie stehen überhaupt nicht; sie sitzen sehr bequem auf 
den Rocksäumen ihrer Kollegen von der Vernichtungs-
gruppe. Sie genießen den Spin-off in Form von Pres-
tige und Finanzmitteln, auch wenn sie sich nicht für 
mehr Kernwaffen einsetzen mögen. Es ist für sie ein-
angenehmer Kompromiß, die Kernenergie zu unter-
stützen und auf diesem Gebiet zu arbeiten, aber nur 
für friedliche Zwecke.

Vielleicht müssen wir akzeptieren, daß es zwei ver-
schiedene Arten des IQ gibt: einen menschlichen IQ 
und einen nuklearen IQ. Der letzte schließt die Fähig-
keit ein, den Tod von Millionen nur als Zahl von Mega-
toten in einer Gleichung anzusehen.
aus: Alfvén, H.: Human IQ versus nuclear IG, in: Bulletin oft he 
Atomic Scientists 37 [1981], H. 1, S. 4



Atomwaffen in der Bundesrepublik Deutschland  
und in der DDR zu Beginn der 1980er-Jahre

Zur Situation von Wissenschaftlern  
in der Rüstungsindustrie
1981 führte die Zeitschrift »Wechselwirkung« ein Inter-
view mit drei in der Rüstungsindustrie tätigen Physi-
kern, die alle gewerkschaftlich organisiert sind und 
eine (keineswegs repräsentative) kritische Einstellung 
zu ihrer Tätigkeit besitzen:

C.: Wenn ich in meiner Arbeit drinstecke, dann 
denke ich gerade nicht an das, wozu die Arbeit gut ist, 
sondern ich löse ein Problem. Da ist mir nicht bewußt, 
daß es militärisch ist, auch wenn es die Flugbahn einer 
Rakete ist. Und das passiert überall. Auch wenn ich 
etwas Ziviles machen würde. Der äußere Zusammen-
hang des Problems, der geht verloren. Ich werde schlag-
artig damit konfrontiert, wenn der Kunde, der kommt, 
eine Uniform trägt. Oder, ich werde am Anfang damit 

konfrontiert, wenn die Aufgabenstellung gegeben ist. 
Da muß ich mir überlegen, mache ich das, will ich 
das. Oder ich werde nach Feierabend damit konfron-
tiert in einer Gesprächsrunde, jemand fragt mich, was 
machst du denn eigentlich. Aber wenn ich in der Arbeit 
drin bin, dann ist alles weg. Total weg. Und das ist fatal 
[…]

C.: Du wirst unter Druck gesetzt, du liest in der Ver-
öffentlichung, ein anderer hat das Problem gelöst und 
ist zu besseren Resultaten gekommen als du. Du ver-
gißt, woran du arbeitest und willst noch besser sein. 
Und hier ergänzen sich zwei Dinge. Die unersättlichen 
Bedürfnisse der Generäle auf der einen Seite und das 
Anerkennungsbedürfnis oder die Leistungsfähigkeit 
der Techniker auf der anderen Seite.
aus: Wechselwirkung 3 [1981], H. 9,S. 101.)

Kernwaffenstationierung  
in der Vergangenheit
Zur Zeit des Kalten Krieges waren 
 Kernwaffen in West- und Ostdeutsch-
land an mehr als 200 verschiedenen 
Orten stationiert.
Standorte aus:  
Mediatus – Informationen für die 
Friedenspolitische Arbeit, Sonder-
nummer, Verzeichnis aller Atomwaffen-
Lagerorte in ganz Deutschland, 1984.
CC-BY-SA 4.0. Heinrich-Böll-Stiftung /IESH



IPPNW

Die internationale Ärzteorganisation IPPNW (Inter-
national Physicians for the Prevention of a Nuclear War) 
wurde 1980 gegründet, um vor der mit dem atomaren 
Wettrüsten verbundenen Kriegsgefahr zu warnen. 1982 
erfolgte die Gründung einer deutschen Sektion. Die 
Organisation hat regelmäßig mit Tagungen, Aufrufen, 
Resolutionen an die Bevölkerung und deren Regie-
rungen appelliert, es nicht zu einem Krieg mit Atom-
waffen kommen zulassen. Sie hat aufgrund des hohen 
Ansehens der Ärzteschaft erheblichen Einfluss auf 
die internationale Politik genommen und damit auch 
einen bedeutenden Anteil am Zustandekommen des 
INF-Vertrages gehabt. 1985 erhielt IPPNW den Friedens-
nobelpreis. Zu diesem Zeitpunkt hatte sie bereits 14 000 
Mitglieder. Die Internationalität der Ärzteorganisation 
hat ihr ein erhebliches politisches Potential verschafft, 
war aber auch ein Grund für Kritik insbesondere im 
Westen wegen der politischen Position einzelner Mit-
glieder aus dem Ostblock. Dies äußerte sich vor allem 
anlässlich der Verleihung des Friedensnobelpreises. 
Am 10. Dezember 1985 fand die Nobelpreisverleihung 
an die IPPNW in Oslo statt. Die Auszeichnung nahmen 
die Gründer und Ko-Präsidenten der IPPNW, Prof. Dr. 
Bernard Lown aus den USA und Prof. Dr. Jewgeni Tscha-
sow aus der Sowietunion entgegen.

Gründungsresolution »An alle Ärztinnen und 
Ärzte« (1982) – Verabschiedet bei der Gründung der 
deutschen Sektion der IPPNW in Frankfurt/Main
»In Übereinstimmung mit dem Appell der ›Inter-
national Physicians for the Prevention of Nuclear War‹ 
(IPPNW) erklären wir: 

Niemand sollte der atomaren Drohung gleichgültig 
gegenüber stehen. Sie schwebt über Hunderten von 
Millionen Menschen. Als Ärzte, die sich dieser Gefahr 
bewußt sind, müssen wir die höchste Aufgabe präventi-
ver Medizin ausführen – die Verhinderung der größten 
Katastrophe der Menschheitsgeschichte.

Für ein wesentliches Element der durch Mediziner 
zu leistenden Prävention eines Atomkrieges halten wir 
es, dass ein Umdenken in Richtung auf den Abbau von 
Feindbildern und auf eine gegenseitige Vertrauens-
bildung zwischen den Völkern in Ost und West einsetzt. 
Da die Konsequenzen eines Atomkrieges alle Völker tref-
fen können, treten wir für die rückhaltlose Aufklärung 
der Bevölkerung über die Folgen von atomaren Waffen 
und atomaren Kriegen ein. Wir sind der Meinung, dass 
die Sicherheitskonzeptionen in Ost und West, die mit 
dem Mord an ganzen Völkern drohen, letztlich keine 
Sicherheit bringen. Wir fordern deshalb, keine Instal-
lation weiterer Atomwaffen in Ost und West, sondern 
ihre Abrüstung.«
Quelle: Hamburger Ärzteinitiative (Hrsg.): Rundbrief »Ärzte warnen 
vor dem Atomkrieg«, Ausgabe Nr. 1, März 1982, Hamburg

Die Verleihung des Friedensnobelpreises (1985)
Aus der Rede des Vorsitzenden des Norwgischen Nobel-
komites Egil Aarvik: »Menschen aller Länder, die ihr 
überleben wollt, vereinigt Euch!«

»In Übereinstimmung mit dem aus alten Zeiten 
stam men den hippokratischen Eid, der kompromiss-
losen Einsatz zum Schutz von Leben und Gesundheit 
fordert, hat diese Organisation die Gefahren für Leben 
und Gesundheit aufgezeigt, die die Atomwaffen mit 
sich bringen, anhand von Beweismaterial auf dem 
Gebiet der Medizin. Diese Ärzte haben uns erklärt, 
was geschehen würde, wenn diese Waffen zum Ein-
satz kämen. Wir wissen jetzt vom ›nuklearen Winter‹ 
mit seiner Zerstörung der Biosphäre und aller für das 
Leben notwendigen Bedingungen. Die Ärzte haben 
auch klargemacht, dass es keinen Ausweg gibt und 
keinen wirksamen Schutz gegen eine solche atomare 
Katastrophe. Zivilschutz und medizinische Versorgung 
würden unweigerlich zusammenbrechen. Es wäre 
unmöglich, den Verletzten und Sterbenden zu helfen, 
und die Überlebenden wären den mörderischen Lang-
zeitfolgen ausgesetzt. […]

Das Norwegische Nobelkomitee ist der Ansicht, 
dass die Organisation einen wesentlichen Beitrag 
zur Aktivierung des allgemeinen Widerstands gegen 
die nukleare Aufrüstung geleistet hat und somit eine 
Bewußtwerdung unterstützt, die sich jetzt überall in 
der Welt entwickelt. […]

Es ist klar, dass ein solcher öffentlicher Wider-
stand, wenn er wirklichen Wert haben soll als Frie-
den fördernde Kraft, unabhängig von ideologischen 
Systemen, politischen Meinungen oder geografischen 
Unterteilungen aufgebaut werden muss. Er muss welt-
umfassend sein. Auszugehen ist von der simplen Tat-
sache, dass angesichts der Drohung eines Atomkrieges 
die gesamte Weltbevölkerung im gleichen Boot sitzt.«
Quelle: 
https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Verein/
Friedensnobelpreis/1985_Rede-Aarvik_Nobelpreis.pdf



Auseinandersetzungen um den Nobelpreis für IPPNW

Die Rede des Vorsitzenden des Norwegischen Nobel-
komitees, Egil Aarvik, anlässlich der Verleihung des 
Friedensnobelpreises enthielt viele lobende Worte über 
die Ärzteorganisation und ihre Arbeit. Dennoch waren 
nicht alle begeistert von der Verleihung. Besonders 
in der deutschen Regierung war die Empörung groß, 
dass eine Organisation so geehrt wurde, die in einigen 
Augen »Moskau-gesteuert« war.

Bernard Lown beschrieb die Stimmung so: »In 
einer von Konfrontation und Streit zerrütteten Welt 
war die IPPNW in kaum vier Jahren zum Vorbild für die 
Zusammenarbeit zwischen Ärztinnen und Ärzten aus 
Ost und West, Nord und Süd geworden. Die westlichen 
Medien jedoch – von ein paar rühmlichen Ausnahmen 
abgesehen – überboten sich gegenseitig in Denunzia-
tionen des Nobelkomitees und seiner Wahl. ›Soviet 
Propaganda wins the Prize‹ (sowjetische Propaganda 
gewinnt den Preis), erklärte die ›New York Daily News‹, 
›Nobel Peace Fraud‹ (Nobelfriedens-Schwindel) zischte 
das ›Wall Street Journal‹ und die ›Toronto Globe and 
Mail‹ leitartikelte über ›Peace with a Bias‹ (Friede mit 
Schlagseite). Diese Denunziationen hingen aufs engste 
mit den Anschuldigungen zusammen,die IPPNW hätte 
sowjetische Verstöße gegen die Menschenrechte ein-
fach ignoriert.«*

* � Quelle: 
https://www.ippnw.de/der-verein/geschichte-der-ippnw/ippnw-
chronologie/artikel/de/menschen-aller-laender-die-ihr-ueber.html

Aus der Rede von Prof. Dr. Ulrich Gottstein, Frank-
furt/Main, beim Empfang des Osloer Oberbürger-
meisters am 9. Dezember 1985, anläßlich der Ver-
leihung des Friedensnobelpreises 1985.
»Gestatten Sie mir bitte als Gründungsmitglied der 
IPPNW-Sektion Bundesrepublik Deutschland – auch 
ein persönliches Wort, das jedoch dem Fühlen und 
der Meinung von Millionen Deutscher entspricht: Wir 
sind zutiefst unglücklich über die unqualifizierten 
Angriffe, die ausgerechnet aus meinem Land gegen die 
Entscheidung des norwegischen Nobelpreiskomitees 
gekommen sind und kommen. Bitte, sehr verehrter 
Herr Oberbürgermeister, nehmen Sie stellvertretend 
für das Nobelpreiskomitee und das norwegische Parla-
ment die Bitte um Entschuldigung entgegen.

Viele Millionen Deutscher sind zutiefst entsetz über 
das Verhalten von Dr. Heiner Geißler, dem General-
sekretär der CDU, sowie von Bundeskanzler Helmut 
Kohl und Franz-Josef Strauß, die versuchen wollten, 
Einfluß auf die Entscheidung des Nobelpreiskomitees 
zu nehmen. In seinem Brief an das Nobelpreiskomitee 
hat Dr. Geißler nicht ein einziges Wort der Anerkennung 
für die Leistung und Motive der Internationalen Ärzte-
bewegung zur Verhütung eines Atomkrieges und die 
Verleihung des Friedensnobelpreises gefunden, son-
dern er hat ausschließlich den Co-Präsidenten Prof. 
Tschasow angegriffen: Er hat nicht verstanden, daß es 
in unserer Zeit darauf ankommt, Konflikte abzubauen. 
Stattdessen hat dieser christliche Politiker neue Feind-
bilder aufgebaut. Er hat das Gegenteil von dem getan, 
was Präsident Reagan und Partei- und Regierungschef 
Gorbatschow in Genf versuchten, ein Klima des Ver-
trauens zu schaffen.
Quelle: IPPNW Rund-Brief Nr. 16, (1985), S. 17










